
Artikel 54
Die Volkskammer besteht aus 500 Abgeordneten, die vom Volke auf die 
Dauer von 4 Jahren in freier, allgemeiner, gleicher und geheimer Wahl ge
wählt werden.

. Artikel 55
(1) Die Volkskammer wählt für die Dauer der Wahlperiode ein Präsidium. 
Das Präsidium besteht aus dem Präsidenten der Volkskammer, einem Stell
vertreter des Präsidenten und weiteren Mitgliedern.
(2) Dem Präsidium obliegt die Tagungsleitung der Plenarsitzungen. Weitere 
Aufgaben regelt die Geschäftsordnung der Volkskammer.

Artikel 56
(1) Die Abgeordneten erfüllen ihre verantwortungsvollen Aufgaben im Inter
esse und zum Wohle des gesamten Volkes.
(2) Die Abgeordneten fördern die Mitwirkung der Bürger an der Vorberei
tung und Verwirklichung der Gesetze in Zusammenarbeit mit den Ausschüs
sen der Nationalen Front des demokratischen Deutschland, den gesellschaft
lichen Organisationen und den staatlichen Organen.
(3) Die Abgeordneten halten enge Verbindung zu ihren Wählern. Sie sind 
verpflichtet, deren Vorschläge, Hinweise und Kritiken zu beachten und für 
eine gewissenhafte Behandlung Sorge zu tragen.
(4) Die Abgeordneten erläutern den Bürgern die Politik des sozialistischen 
Staates.

Artikel 57

Die Abgeordneten sind verpflichtet, regelmäßig Sprechstunden und Aus
sprachen durchzuführen sowie den Wählern über ihre Tätigkeit Rechenschaft 
zu legen.

Artikel 58

Die Abgeordneten der Volkskammer haben das Recht, an den Tagungen der 
örtlichen Volksvertretungen mit beratender Stimme teilzunehmen.

Artikel 59
Jeder Abgeordnete hat das Recht, Anfragen an den Ministerrat und jedes 
seiner Mitglieder zu richten.

Artikel 60
(1) Alle staatlichen Organe sind verpflichtet, die Abgeordneten bei der Wahr
nehmung ihrer Aufgaben zu unterstützen.
(2) Die Abgeordneten der Volkskammer genießen parlamentarische Immu
nität. Sie kann nur bei Vorliegen strafbarer Handlungen von der Volkskam
mer und in der Zeit zwischen ihren Tagungen vom Staatsrat aufgehoben 
werden. Die Entscheidung des Staatsrates bedarf der Bestätigung durch die 
Volkskammer.
(3) Den Abgeordneten dürfen aus ihrer Abgeordnetentätigkeit keinerlei be
rufliche oder sonstige persönliche Nachteile entstehen. Sie sind von ihrer 
beruflichen Tätigkeit freigestellt, soweit die Wahrnehmung ihrer Aufgaben 
als Abgeordnete es erfordert. Gehälter und Löhne sind weiterzuzahlen. 458


